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Erwerbstätigen-Rekord und Wachstumsschub

Der Aufschwung kommt an
In Deutschland sind so wenige Menschen ohne Arbeit wie seit 18 Jahren nicht 
mehr. Inzwischen gibt es nur noch 2,95 Millionen Erwerbslose. Die Quote liegt bei 
7,0 Prozent, in Bayern sogar unter vier Prozent. Bei Amtsantritt der unionsgeführten 
Bundesregierung 2005 hatte das Land auf einen Winter mit 5,29 Millionen Ar-
beitslosen (12,7 Prozent) zurückgeblickt. Da auch die schwerste Wirtschaftskrise 
seit drei Generationen den Abbau der Arbeitslosigkeit nicht aufhalten konnte, 
spricht man im Ausland vom „zweiten deutschen Wirtschaftswunder“. Tatsächlich 
erreichte die Erwerbstätigenzahl mit 40,9 Millionen einen historischen Rekordwert.

Arbeitslosigkeit unter drei Millionen – 400.000 offene Stellen

Auch der Chef der Bundesagentur für Arbeit, Frank-Jürgen Weise, blickt optimi-
stisch auf den Arbeitsmarkt, dessen saisonbereinigte Bilanz ebenso erfreulich ist 
wie die absoluten Zahlen: „Die Arbeitslosigkeit sinkt, sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung und Erwerbstätigkeit wachsen weiter kräftig und die Nachfrage 
nach Arbeitskräften ist hoch.“ In der Tat gibt es diesen Monat in Deutschland so-
gar 400.000 offene Stellen. Auch weitere Details der Arbeitsmarktbilanz stimmen 
zuversichtlich: So sank etwa die Zahl der Kurzarbeiter weiter rapide auf zuletzt 
173.000, was einen Rückgang von rund 849.000 im Jahresvergleich bedeutet.

Mehr Beschäftigte gab es in der Bundesrepublik nie

Die christlich-liberale Koalition hatte mit wichtigen stützenden Maßnahmen dafür 
gesorgt, dass die positive konjunkturelle Entwicklung durch die Folgen der Krise 
nicht unterdrückt wurde. So verlängerte sie die Kurzarbeitergeld-Regelung und 
stabilisierte im Frühjahr die Lohnnebenkosten auf einem niedrigen Niveau. Aus 
Sicht des Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe, Dr. Hans-Peter Friedrich, wirkten 
diese Maßnahmen deswegen optimal, weil sie mit anderen günstigen Faktoren 
zusammentrafen: „Eine verantwortungsvolle Tarifpolitik, die Stärkung der Wachs-
tumskräfte durch eine gezielte Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen sowie ein erfolgreiches Krisenmanagement – all das hat dazu 
beigetragen, dass Deutschland so gut mit der Krise fertig geworden ist.“

Wachstumsschub in 2010 – positive Aussichten für die Zukunft

Millionen Bürgerinnen und Bürger profitieren direkt und persönlich von diesem 
Aufschwung. Dazu zählen etwa die, deren Stelle gesichert wurde, und die Men-
schen, die in Arbeit kamen, sowie deren Angehörige. Dies spiegelt sich auch in den 
Ergebnissen einer aktuellen Forsa-Umfrage wider. Danach rechnen immer mehr 
Deutsche mit einer weiteren positiven Entwicklung der Wirtschaftsleistung. Zuvor 
hatte die unionsgeführte Bundesregierung ihre Wachstumsprognose für 2010 auf 
3,4 Prozent nach oben korrigiert – eine Quote, die nicht mehr nur auf den starken 
Export, sondern auch auf den privaten Konsum und die Investitionen zurückgeht.
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Gipfel der europäischen Staats- und Regierungschefs

Deutschland kämpft für Stabilität
Die Stabilität des Euro ist ein zentrales Anliegen der christlich-liberalen Koalition. 
Entschlossen hatte sich die unionsgeführte Bundesregierung im Frühjahr für die 
Sicherung der Gemeinschaftswährung eingesetzt, nun nimmt sie Maßnahmen 
zur langfristigen Währungsstabilisierung in Angriff. Dies kündigte Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel am Mittwoch vor dem Deutschen Bundestag an. Im Kern gehe es 
darum, so die Bundeskanzlerin, die Eurozone auf ein dauerhaft solides Fundament 
zu stellen und durch eine zielgenaue Stärkung des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts die richtigen Anreize für solide Haushaltspolitiken in allen Mitgliedstaaten zu 
setzen. Gleichzeitig müsse jetzt damit begonnen werden, Vorkehrungen für den 
künftigen Umgang mit Eurostaaten zu treffen, die sich in wirtschaftlichen Notlagen 
befinden. Frau Merkel bekräftigte in ihrer Regierungserklärung erneut, dass dafür 
aus deutscher Sicht eine Vertragsänderung erforderlich sei: „Der neue Krisenbe-
wältigungsrahmen muss rechtlich unangreifbar sein, ohne wenn und aber. Das 
wird nur mit einer Änderung der europäischen Verträge gelingen.“ 

Währungsstabilität für Deutschland und Europa

Frau Merkel entlarvte die unsachliche Kritik der Opposition an ihrer mit dem fran-
zösischen Staatspräsidenten abgestimmten Initiative zur Stabilisierung des Euro: 
„Es ist wahr – eine deutsch-französische Einigung ist noch nicht alles in Europa. 
Aber ohne eine deutsch-französische Einigung wird vieles nichts.“ Im Rahmen 
der zwanzig weltweit führenden Wirtschaftsnationen (G20) gelte es laut Merkel, 
die richtigen Lehren aus zurückliegenden Wirtschaftskrisen zu ziehen und einen 
Rückfall in den Protektionismus zu verhindern: „Wir müssen die internationale Dis-
kussion über angemessene Wechselkurse zwischen den weltweit bedeutendsten 
Währungen sachlich und in kooperativem Geist führen.“  In der kommenden Woche 
findet in Südkorea der diesjährige G20-Gipfel statt. Die unionsgeführte Bundesre-
gierung wird auch bei dieser Gelegenheit fordern, sich nicht mit der erfolgreichen 
Bekämpfung der Krisensymptome zufrieden zu geben, sondern vielmehr ihre 
Ursachen zu bekämpfen. Insbesondere gelte es sicherzustellen, dass sich alle 
Finanzmärkte der gleichen Aufsicht unterwerfen und für sämtliche Finanzakteure 
und -instrumente die gleichen Regeln gelten. Deutschland und Europa hätten mit 
ihren Maßnahmen zur Regulierung von Hedge-Fonds und Ratingagenturen sowie 
Vergütungsregeln für Banker diesbezüglich bereits Fortschritte erzielt. 

Weiterhin für eine Finanztransaktionssteuer

Die Bundeskanzlerin kündigte an, weiterhin für eine angemessene Beteiligung 
der Banken und privater Akteure an den Kosten der Finanz- und Wirtschaftskrise 
einzutreten. Bei der Beteiligung des Finanzsektors an den Kosten der Krise hätte 
sich die Bundesregierung weitergehende Maßnahmen vorstellen können, jedoch 
sei im Kreis der G20 nicht der erforderliche Rahmen gefunden worden. Die 
Bundesregierung unterstütze daher weiter mit Nachdruck die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer. Notfalls, so Frau Merkel, werde Europa in dieser Sache 
auch mit einer eigenen Initiative vorangehen.


